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236. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. Mai 1979 betreffend den Gel-
tungsbereich des Vertrages über die Nicht-
weiterverbreitung von Atomwaffen vom

1. Juli 1968

Laut Mitteilungen der Regierungen der Ver-
einigten Staaten von Amerika, des Vereinigten
Königreiches Großbritannien und Nordirland
und der Sowjetunion haben folgende weitere
Staaten den Vertrag über die Nichtweiterver-
breitung von Atomwaffen (BGBl. Nr. 258/1970,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 484/1975) ratifiziert oder sind
ihm beigetreten:

Bhutan, Guinea-Bissau, Japan, Liechtenstein,
Panama, Portugal, Schweiz, Singapur, Sri Lanka
und Venezuela.

Die Bahamas, Suriname und Tuvalu haben
erklärt, sich auch nach Erlangung der Unab-
hängigkeit an den gegenständlichen Vertrag ge-
bunden zu erachten.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde hat die Schweiz folgende Erklärung
abgegeben:

„In Anbetracht dessen, daß der Zweck des
Vertrages darin besteht, die Nichtkernwaffen-
staaten daran zu hindern, Kernwaffen oder son-
stige Kernsprengkörper herzustellen oder zu er-
werben, ratifiziert die Schweiz den Vertrag in
der Meinung, daß dessen Bestimmungen aus-
schließlich auf die Verwirklichung dieses Ziels
gerichtet sind und nicht zu einer Beschränkung
der Verwendung der Kernenergie zu anderen
Zwecken führen werden.

1. Die Schweiz stellt fest, daß nach Artikel IV
die Erforschung, Erzeugung und Verwen-
dung der Kernenergie zu friedlichen Zwecken
nicht unter die in den Artikeln I und II ent-
haltenen Verbote fallen. Solche Tätigkeiten
erfassen insbesondere das gesamte Gebiet der
Energieerzeugung und der damit zusammen-
hängenden Operationen, die Forschung und
die Technologie im Bereich zukünftiger
Kernreaktoren auf Fissions- oder Fusions-
basis wie auch die Isotopenproduktion.

2. Die Schweiz definiert den in Artikel III
verwendeten Ausdruck „Ausgangs- und
besonderes spaltbares Material" gemäß dem
gegenwärtig geltenden Artikel XX des Statuts
der IAEO. Eine Änderung dieser Auslegung
erfordert die formelle Zustimmung der
Schweiz.
Ferner wird sie ausschließlich Auslegungen
und Definitionen der in Artikel III Absatz 2
enthaltenen Begriffe „Ausrüstungen und
Materialien, die eigens für die Verarbeitung,
Verwendung oder Herstellung von besonde-
rem spaltbarem Material vorgesehen oder
hergerichtet sind" annehmen, die sie aus-
drücklich gebilligt hat.

3. Die Schweiz geht davon aus, daß die An-
wendung des Vertrages, und insbesondere
die Kontrollmaßnahmen, nicht zu einer Be-
nachteiligung der schweizerischen Industrie
im internationalen Wettbewerb führen wer-
den."

Anläßlich seines Beitritts hat Liechtenstein ©ine
Erklärung des gleichen Inhalts wie die Schweiz
abgegeben.
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2 3 7 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V E R T R A G
zwischen der Republik Österreich und der
Deutschen Demokratischen Republik über die
Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kul-

tur und Wissenschaft

Die Republik Österreich und die Deutsche
Demokratische Republik haben,

in der Überzeugung, daß die Zusammenarbeit
auf den Gebieten der Kultur und Wissenschaft
zur weiteren Entwicklung der freundschaftlichen
Beziehungen zwischen der Republik Österreich
und der Deutschen Demokratischen Republik
sowie der beiden Völker beiträgt und eine
dauerhafte Verständigung zwischen den beiden
Staaten fördert sowie

in der Entschlossenheit, die Beziehungen auf
der Grundlage der Schlußakte der Konferenz
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
in ihrer Gesamtheit zu entwickeln und zu ver-
wirklichen,

vereinbart, diesen Vertrag abzuschließen, und
sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragschließenden Seiten fördern die
Zusammenarbeit in den Bereichen der Kultur
und Kunst, der Wissenschaft und Forschung,
der Bildung und Erziehung sowie des Sports.
Zu diesem Zweck unterstützen sie die direkten
Kontakte zwischen staatlichen Organen, Insti-
tutionen, Organisationen und Vereinigungen
sowie zwischen den in diesen Bereichen tätigen
Personen unter Berücksichtigung der in beiden
Ländern geltenden Rechtsvorschriften und in
Übereinstimmung mit den internationalen, ins-
besondere den in der Präambel zu diesem Ab-
kommen genannten Verpflichtungen der Ver-
tragschließenden Seiten.

Artikel 2

Die Vertragschließenden Seiten unterstützen
die direkte Zusammenarbeit zwischen den Aka-
demien der Wissenschaften, zwischen Univer-
sitäten, Hochschulen und anderen wissenschaft-
lichen Einrichtungen. Zu diesem Zweck werden
beide Seiten unter Berücksichtigung gemeinsamer
Interessen Universitätslehrer und Forscher, Ex-
perten und Nachwuchswissenschafter zu Studien-
aufenthalten, Gastvorträgen sowie befristeter
wissenschaftlicher Forschung oder als Gastpro-
fessoren auf der Grundlage von Einladungen
austauschen.

Artikel 3

Die Vertragschließenden Seiten fördern die
Herstellung von Kontakten auf dem Gebiet der
wissenschaftlichen Forschung, die Erarbeitung
und Verwirklichung gemeinsamer wissenschaft-
licher Programme und die Veranstaltung ge-
meinsamer Konferenzen und Kongresse; sie
fördern die Teilnahme von Wissenschaftern,
Forschern und anderen Experten an wissen-
schaftlichen Veranstaltungen, die in ihren Staaten
stattfinden.

Sie fördern den Erfahrungs-, Informations-
und Publikationsaustausch auf den Gebieten der
Wissenschaft und Forschung sowie den umfas-
senden Zugang zu solchen Informationen und
Publikationen, zu Bibliotheken, Archiven und
Museen.

Artikel 4

Die Vertragschließenden Seiten gewähren
einander Jahres- und Kurzstipendien für Stu-
dierende und graduierte Akademiker der Univer-
sitäten und Hochschulen im Mindestausmaß von
20 Monaten jährlich.

Artikel 5

Die Vertragschließenden Seiten prüfen die
Bedingungen für eine gegenseitige Anerkennung
der Reifezeugnisse, eine Anrechnung von Stu-
dienzeiten und Prüfungen an Universitäten und
Hochschulen und eine Anerkennung von aka-
demischen Graden über ihre hiefür zuständigen
Organe mit dem Ziel, darüber gesonderte Ver-
einbarungen abzuschließen.

Artikel 6

Die Vertragschließenden Seiten tauschen Er-
fahrungen auf den Gebieten des Allgemeinbil-
denden und des Berufsbildenden Schulwesens
sowie der Erwachsenenbildung durch die Ent-
sendung und den Empfang von Experten sowie
Übermittlung von Dokumentationen, Informa-
tionen und didaktischem Material aus.

Artikel 7

Die Vertragschließenden Seiten unterstützen
die Zusammenarbeit auf den Gebieten der bil-
denden und der darstellenden Kunst, der Lite-
ratur, der Musik, des Theaters, des Films, des
Museumswesens und der Denkmalpflege durch
den Austausch von Experten, die Förderung von
Veranstaltungen und Veröffentlichung von Wer-
ken sowie durch den Austausch von Informatio-
nen und Publikationen.
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Artikel 8

Die Vertragschließenden Seiten fördern die
Zusammenarbeit von Galerien. Sie tauschen mu-
seale Ausstellungen und solche von Werken
lebender Künstler aus; zur Durchführung solcher
Ausstellungen werden von Fall zu Fall Verein-
barungen zwischen den zuständigen Institutionen
geschlossen.

Artikel 9

Die Vertragschließenden Seiten erleichtern
Gastspiele von Theatern, Künstlerensembles und
einzelnen Künstlern auf kommerzieller Grund-
lage.

Artikel 10

Die Vertragschließenden Seiten unterstützen
Einladungen und Entsendungen von Personen,
die eine kulturelle Tätigkeit ausüben, vor allem
von Interpreten, bildenden und darstellenden
Künstlern, Autoren, Komponisten und Verle-
gern, insbesondere anläßlich von Symposien,
Festspielen, internationalen Wettbewerben und
anderen Veranstaltungen und informieren
einander über solche Vorhaben.

Artikel 11

Die Vertragschließenden Seiten unterstützen
die weitere Entwicklung der Beziehungen auf
den Gebieten des Sports. Entsprechende Maß-
nahmen werden von den zuständigen Organi-
sationen vereinbart.

Artikel 12

Die Vertragschließenden Seiten fördern die
Zusammenarbeit zwischen den UNESCO-Kom-
missionen der beiden Staaten.

Artikel 13

Die aufgrund dieses Vertrages von Seiten der
Deutschen Demokratischen Republik österreichi-
schen Staatsbürgern gewährten Stipendien haben
die Aufenthaltskosten (Unterbringung, Verpfle-
gung und Taschengeld) sowie Studiengebühren
zu decken. Die Deutsche Demokratische Republik
trägt ferner die Kosten für die medizinische Be-
treuung bei akuten Erkrankungen und Unfällen
einschließlich der Versorgung mit Medikamenten.

Die von österreichischer Seite für Staatsbürger
der Deutschen Demokratischen Republik ge-
währten Stipendien haben Aufenthaltskosten
(Unterbringung, Verpflegung und Taschengeld)
sowie Studiengebühren und die medizinische Be-
treuung bei akuten Erkrankungen und Unfällen
einschließlich der Versorgung mit Medikamenten
zu decken.

Artikel 14

Bei den aufgrund dieses Vertrages in den
gemäß Artikel 16 ausgearbeiteten Arbeitspro-
grammen vorgesehenen Reisen trägt der Ent-
sendestaat die Reisekosten zum ersten und vom
letzten Zielort, der Empfangsstaat die allenfalls
vorgesehenen Inlandsreisen, die Kosten für
Nächtigung und Verpflegung sowie in ange-
messener Weise die sonstigen sich aus dem Zweck
der Einladung ergebenden Kosten.

Artikel 15

Bei den aufgrund dieses Vertrages vorgesehe-
nen Ausstellungen trägt, sofern keine anderen
Vereinbarungen getroffen werden, der Entsende-
staat die Kosten der Vorbereitung und Versen-
dung zum ersten Bestimmungsort im Gastland
und vom letzten Bestimmungsort im Gastland
zurück. Der Empfangsstaat trägt alle übrigen
Kosten.

Artikel 16

Zur Durchführung dieses Vertrages werden
Delegationen beider Seiten wechselweise in Öster-
reich und der Deutschen Demokratischen Repu-
blik zusammentreten und entsprechende Arbeits-
programme für jeweils drei Jahre in der Form
von Regierungsübereinkommen ausarbeiten.

Artikel 17

Dieser Vertrag wird für die Dauer von fünf
Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit verlängert
sich jeweils um weitere fünf Jahre, sofern nicht
einer der Vertragsstaaten diesen Vertrag späte-
stens sechs Monate vor Ablauf dieser Frist schrift-
lich auf diplomatischem Wege kündigt.

Artikel 18

Dieser Vertrag tritt sechzig Tage nach Aus-
tausch von Noten in Kraft, in denen die Ver-
tragsstaaten einander mitteilen, daß die jewei-
ligen innerstaatlichen Voraussetzungen für dessen
Inkrafttreten erfüllt sind.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter-
zeichnet und mit Siegeln zu versehen.

Geschehen zu Berlin, am 31. März 1978 in
zwei Urschriften, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Hans Walser e. h.

Für die Deutsche Demokratische Republik:

Kurt Nier e. h.

Die Ermächtigung zur Durchführung des in Artikel 18 vorgesehenen Austausches von Noten
wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Vizekanzler gegengezeichnet; der Staats-
vertrag tritt gemäß seinem Art. 18 am 7. Juli 1979 in Kraft.

Kreisky
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238.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt:

(Übersetzung)

ÜBEREINKOMMEN
(Nr. 144) ÜBER

DREIGLIEDRIGE
BERATUNGEN ZUR
FÖRDERUNG DER
DURCHFÜHRUNG

INTERNATIONALER
ARBEITSNORMEN

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorga-
nisation,

die vom Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeitsamtes
nach Genf einberufen wurde
und am 2. Juni 1976 zu ihrer
einundsechzigsten Tagung zu-
sammengetreten ist,

verweist auf die Bestimmungen
bestehender internationaler
Arbeitsübereinkommen und
Empfehlungen — insbeson-
dere das Übereinkommen über
die Vereinigungsfreiheit und
den Schutz des Vereinigungs-
rechtes, 1948, das Überein-
kommen über das Vereini-
gungsrecht und das Recht zu
Kollektivverhandlungen, 1949,
und die Empfehlung betref-
fend die Beratung in einzelnen
Wirtschaftszweigen und im
gesamtstaatlichen Rahmen,
1960 —, worin das Recht der
Arbeitgeber und der Arbeit-
nehmer auf die Bildung freier
und unabhängiger Verbände
bekräftigt wird und Maß-
nahmen zur Förderung wirk-
samer Beratungen auf natio-
naler Ebene zwischen den
Staatsorganen und den Ver-
bänden der Arbeitgeber und
der Arbeitnehmer gefordert
werden, sowie auf die Be-
stimmungen zahlreicher inter-
nationaler Arbeitsübereinkom-
men und Empfehlungen, in
denen die Anhörung der Ver-
bände der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer zu Maßnahmen
für deren Durchführung vor-
gesehen ist;
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hat den vierten Gegenstand ihrer
Tagesordnung unter dem Titel
„Schaffung dreigliedriger Ein-
richtungen und Verfahren zur
Förderung der Durchführung
internationaler Arbeitsnor-
men" geprüft und beschlos-
sen, verschiedene Anträge an-
zunehmen betreffend drei-
gliedrige Beratungen zur För-
derung der Durchführung
internationaler Arbeitsnormen,
und

dabei bestimmt, daß diese An-
träge die Form eines inter-
nationalen Übereinkommens
erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 21. Juni 1976, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über dreiglie-
drige Beratungen (internationale
Arbeitsnormen), 1976, bezeich-
net wird.

Artikel 1

In diesem Übereinkommen be-
zeichnet der Ausdruck „maß-
gebende Verbände" die maß-
gebenden Verbände der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer, die
im Genuß der Vereinigungs-
freiheit stehen.

Artikel 2

1. Jedes Mitglied der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation,
das dieses Übereinkommen rati-
fiziert, verpflichtet sich, Ver-
fahren anzuwenden, die wirk-
same Beratungen zwischen Ver-
tretern der Regierung, der Ar-
beitgeber und der Arbeitnehmer
im Hinblick auf die in Artikel 5
Absatz 1 dieses Übereinkom-
mens genannten Fragen im
Zusammenhang mit den Tätig-
keiten der Internationalen Ar-
beitsorganisation sicherstellen.

2. Die Art und die Form der
in Absatz 1 dieses Artikels vor-
gesehenen Verfahren sind in
jedem Land entsprechend den
innerstaatlichen Gepflogenheiten
und, soweit solche Verbände be-

137



1200 82. Stück — Ausgegeben am 6. Juni 1979 — Nr. 238

stehen und solche Verfahren
noch nicht eingeführt worden
sind, nach Beratung mit den
maßgebenden Verbänden Fest-
zulegen.

Artikel 3

1. Die Vertreter der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer bei
den in diesem Übereinkommen
vorgesehenen Verfahren sind von
ihren maßgebenden Verbänden,
soweit solche Verbände be-
stehen, frei auszuwählen.

2. Die Arbeitgeber und die
Arbeitnehmer müssen in allen
Organen, in deren Rahmen Be-
ratungen stattfinden, gleichge-
wichtig vertreten sein.

Artikel 4

1. Die zuständige Stelle ist
für die verwaltungsmäßige Un-
terstützung der in diesem Über-
einkommen vorgesehenen Ver-
fahren verantwortlich.

2. Zwischen der zuständigen
Stelle und den maßgebenden
Verbänden, soweit solche Ver-
bände bestehen, sind geeignete
Vereinbarungen zur Finanzierung
einer gegebenenfalls erforder-
lichen Schulung der an diesen
Verfahren beteiligten Personen
zu treffen.

Artikel 5

1. Ziel der in diesem Überein-
kommen vorgesehenen Verfahren
sind Beratungen über

a) Antworten der Regierungen
auf Fragebogen zu Tages-
ordnungspunkten der Inter-
nationalen Arbeitskonfe-
renz und Stellungnahmen
der Regierungen zu Text-
entwürfen, die von der
Konferenz zu erörtern sind;

b) die Vorschläge, die der oder
den zuständigen Stellen im
Zusammenhang mit der
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Vorlage von Übereinkom-
men und Empfehlungen
gemäß Artikel 19 der Ver-
fassung der Internationalen
Arbeitsorganisation zu un-
terbreiten sind;

c) die Überprüfung nichtrati-
fizierter Übereinkommen
und von Empfehlungen,
denen noch nicht ent-
sprochen worden ist, in
geeigneten Zeitabständen,
um festzustellen, welche
Maßnahmen zur Förderung
ihrer Durchführung und
gegebenenfalls ihrer Rati-
fikation getroffen werden
könnten;

d) Fragen, die sich im Zu-
sammenhang mit den ge-
mäß Artikel 22 der Ver-
fassung der Internationalen
Arbeitsorganisation an das
Internationale Arbeitsamt zu
sendenden Berichten erge-
ben;

e) Anträge auf Kündigung
ratifizierter Übereinkom-
men.

2. Um eine angemessene Be-
handlung der in Absatz 1 dieses
Artikels bezeichneten Fragen zu
gewährleisten, haben Beratungen
in geeigneten, einvernehmlich
festgelegten Zeitabständen, min-
destens jedoch einmal jährlich,
stattzufinden.

Artikel 6

Wenn dies nach Beratung mit
den maßgebenden Verbänden,
soweit solche Verbände bestehen,
angebracht erscheint, hat die
zuständige Stelle einen Jahres-
bericht über das Funktionieren
der in diesem Übereinkommen
vorgesehenen Verfahren heraus-
zugeben.

Artikel 7

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind
dem Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes zur Ein-
tragung mitzuteilen.
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Artikel 8

1. Dieses Übereinkommen bin-
det nur diejenigen Mitglieder
der Internationalen Arbeitsor-
ganisation, deren Ratfikation
durch den Generaldirektor ein-
getragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf
Monate nachdem die Ratifika-
tionen zweier Mitglieder durch
den Generaldirektor eingetragen
worden sind.

3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes Mit-
glied zwölf Monate nach der
Eintragung seiner Ratifikation
in Kraft.

Artikel 9

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum erstenmal in
Kraft getreten ist, durch Anzeige
an den Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes kündi-
gen. Die Kündigung wird von
diesem eingetragen. Ihre Wir-
kung tritt erst ein Jahr nach
der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem
Artikel vorgesehenen Kündi-
gungsrecht keinen Gebrauch
macht, bleibt für einen weiteren
Zeitraum von zehn Jahren ge-
bunden. In der Folge kann es
dieses Übereinkommen jeweils
nach Ablauf eines Zeitraumes
von zehn Jahren nach Maßgabe
dieses Artikels kündigen.

Artikel 10

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes gibt
allen Mitgliedern der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation Kennt-
nis von der Eintragung aller
Ratifikationen und Kündigun-
gen, die ihm von den Mitgliedern
der Organisation mitgeteilt wer-
den.
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2. Der Generaldirektor wird
die Mitglieder der Organisation,
wenn er ihnen von der Ein-
tragung der zweiten Ratifikation,
die ihm mitgeteilt wird, Kenntnis
gibt, auf den Zeitpunkt aufmerk-
sam machen, in dem dieses
Übereinkommen in Kraft tritt.

Artikel 11

Der Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes über-
mittelt dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen zwecks Ein-
tragung nach Artikel 102 der
Charta der Vereinten Nationen
vollständige Auskünfte über alle
von ihm nach Maßgabe der
vorausgehenden Artikel einge-
tragenen Ratifikationen und Kün-
digungen.

Artikel 12

Der Verwaltungsrat des Inter-
nationalen Arbeitsamtes hat, so-
oft er es für nötig erachtet, der
Allgemeinen Konferenz einen
Bericht über die Durchführung
dieses Übereinkommens zu er-
statten und zu prüfen, ob die
Frage seiner gänzlichen oder
teilweisen Abänderung auf die
Tagesordnung der Konferenz
gesetzt werden soll.

Artikel 13

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an, wel-
ches das vorliegende Überein-
kommen ganz oder teilweise
abändert, und sieht das neue
Übereinkommen nichts anderes
vor, so gelten folgende Be-
stimmungen :

a) Die Ratifikation des nei-
gefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die sofortige
Kündigung des vorliegen-
den Übereinkommens in
sich ohne Rücksicht auf
Artikel 9, vorausgesetzt,
daß das neugefaßte Über-
einkommen in Kraft ge-
treten ist.
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b) Vom Zeitpunkt des In-
krafttretens des neugefaßten
Übereinkommens an kann
das vorliegende Überein-
kommen von den Mit-
gliedern nicht mehr ratifi-
ziert werden.

2. Indessen bleibt das vor-
liegende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neugefaßte
Übereinkommen ratifiziert haben.

Artikel 14

Der französische und der eng-
lische Wortlaut dieses Überein-
kommens sind in gleicher Weise
maßgebend.

Der Nationalrat hat anläßlich der Genehmigung des vorstehenden Staatsvertrages beschlossen,
daß dieser im Sinne des Art. 50 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes durch Erlassung von Ge-
setzen zu erfüllen ist.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Rati-
fikationsurkunde wurde am 2. März 1979 hinterlegt; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 8 Z. 2
am 2. März 1980 in Kraft.

Bis zur Hinterlegung der Ratifikationsurkunde Österreichs haben folgende Staaten das Über-
einkommen ratifiziert:

Dänemark
Finnland
Indien
Irak
Mexiko
Niederlande
Norwegen
Sambia
Schweden
Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland
Zypern
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